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Welchen Weg wird die große Koalition aus CDU
und SPD aus jugendpolitischer Sicht einschlagen?
Im 191-seitigen Koalitionsvertrag werden Leit-
linien u.a. zu den Bereichen Bildung, soziale
Sicherungssysteme, Kinder- und Jugendhilfe,
Partizipation und bürgerschaftliches Engage-
ment aufgezeigt, auf die sich CDU und SPD für die
vier Jahre der Legislatur verpflichtet haben.
Allein, es sind Leitlinien, über denen das Damok-
lesschwert der ungeklärten Finanzierungsfrage
hängt. Auf Seite 66 des Koalitionsvertrages (un-
ter dem Abschnitt »Konsolidierungsgrundsätze«)

findet sich der entscheidende Satz: »Alle Maß-
nahmen dieses Koalitionsvertrages stehen unter
Finanzierungsvorbehalt.«
Ist also der Vertag das Papier nicht wert? Sollte
man es so halten wie der Ex-Bundeskanzler
Schröder, der nach dem Zustandekommen der
Koalitionsvereinbarung sagte: »Ich erkläre hier-
mit, dass ich diese Koalitionsvereinbarung eben-
so wenig lesen werde wie die vorige.«
punktum wollte es genauer wissen und hat Be-
teiligte bei den Koalitionsverhandlungen um eine
Stellungnahme gebeten. Nicolette Kressl (Mit-

glied in den Verhandlungskommissionen »Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend«, »Bildung und
Forschung« sowie »Föderalismusreform«) und
Gitta Trauernicht (Mitglied in der Verhandlungs-
kommission »Familie, Senioren, Frauen und
Jugend«) haben uns Statements aus jugendpoli-
tischer Sicht gesendet. – Eine Kritik am Koali-
tionsvertrag folgt in dem Beitrag von Prof.
Butterwegge.

Zum Nachlesen. Auf der LJR-website (www.ljr-
hh.de) stehen in der Rubrik »Archiv« sowohl der
komplette Koalitionsvertrag als auch ein Exzerpt
aus jugendpolitischer Sicht zum download bereit.  

von Nicolette Kressl (SPD), MdB seit 1994

Die Bedingungen für die Ausbildung Jugendlicher
sind zu verbessern: Schon in unserer Regierungs-
zeit von 1998 bis 2005 haben wir dieses Ziel ver-
folgt. Nur um einige Beispiele zu nennen: Auf-
grund unserer Gesetzesinitiative zur Einführung
einer Ausbildungsumlage ist es Mitte 2004 gelun-
gen, die Wirtschaft zum Abschluss des Ausbil-
dungspaktes zu bewegen, mit dem dann der über
viele Jahre festzustellende Rückgang der Aus-
bildungsplätze gestoppt werden konnte. Die Gel-
der für das BAföG haben wir praktisch verdoppelt,
so dass der Anteil der Studienanfänger von 27,7%
im Jahre 1998 auf rund 38% im Jahre 2004 ge-
stiegen ist. 
Diese Politik wollen wir auch mit dem neuen
Koalitionspartner fortsetzen. Eine Politik für die
Jugend bedeutet für uns, dass wir zwei wesentli-
che Ziele verfolgen: eine familienfreundliche Ge-
sellschaft und Chancengleichheit in der Bildung.
Dabei haben wir das gesamte Spektrum vom
Kleinkind, über Kindergarten, Schule, Berufsbil-
dung und Studium bis zur Weiterbildung im Blick.
• Wir sorgen für gute und bezahlbare
Betreuungsangebote
Der Ausbau der Kinderbetreuung wird vorange-
trieben. Die Koalitionspartner stehen zu dem mit
dem Tagesbetreuungsausbaugesetz verankerten

Ausbau der Betreuungsangebote für unter drei-
jährige Kinder. Bis zum Jahr 2010 entstehen
230.000 zusätzliche Betreuungsplätze.
Im Jahre 2010 soll ein bedarfsgerechtes Angebot
an Kinderbetreuung für die unter Dreijährigen
verfügbar sein. Sollte bis dahin feststehen, dass
mehr als 10 Prozent der Kommunen das erforder-
liche Angebot nicht gewährleisten, so wird der
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz auf
alle Kinder ab dem 2. Lebensjahr ausgeweitet.
Betreuungskosten dürfen Eltern nicht davon ab-
halten, den Kindern den Besuch eines Kinder-
gartens zu ermöglichen. Wir wollen deshalb mit
den Ländern gemeinsam nach Wegen suchen, die
bereits in einigen Ländern vorgesehene bzw. um-
gesetzte Gebührenbefreiung der Eltern im letzten
Kindergartenjahr bundesweit zu ermöglichen. 
ErwerbstätigeElternsollen inZukunftKinderbetreu-
ungskosten steuerlich geltend machen können.
• Wir wollen, dass Familie und Beruf 
vereinbar sind
Ab 2007 wollen wir Familien unmittelbar nach
der Geburt von Kindern durch ein Elterngeld för-
dern. Dieses Elterngeld soll als Einkommenser-
satzleistung 67 Prozent des vorherigen pauscha-
lierten Nettoeinkommens betragen. 
Der Teilzeitanspruch nach dem Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz sowie der Anspruch auf eine drei-
jährige Elternzeit bleiben erhalten.
• Wir sorgen für eine bessere Bildung 
und Betreuung von früh auf
Ganztägige Bildung und Betreuung schaffen
erweiterte Möglichkeiten, alle Talente zu fördern
und Schwächen auszugleichen. Deshalb setzen
wir uns für den weiteren Ausbau von Ganztags-
schulen ein. Das von uns im Jahre 2003 aufge-
legte Ganztagsschulprogramm, mit dem der Bund
den Ländern 4 Milliarden Euro für den Bau von
Ganztagsschulen zur Verfügung stellt, soll bis
zum Ende der Legislaturperiode fortgesetzt wer-
den.
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• Jeder Jugendliche muss eine Chance 
auf Ausbildung erhalten
Die Bundesregierung wird alle ihr zur Verfügung
stehenden Möglichkeiten ergreifen, um das Ziel
zu erreichen, dass kein Jugendlicher unter 25
Jahren länger als drei Monate arbeitslos ist. Den
Pakt für Ausbildung werden wir unter Einbezie-
hung von Wirtschaft und Gewerkschaften weiter-
entwickeln. Das Angebotsspektrum der Berufs-
ausbildung wird durch gestufte Ausbildungs-
ordnungen erweitert, um den Leistungsunter-
schieden der Jugendlichen besser entsprechen zu
können. Jugendliche und Unternehmer mit
Migrationshintergrund sollen gezielt für die
Beteiligung an der beruflichen Bildung gewon-
nen werden. Jugendliche und Erwachsene ohne
Abschluss sollen eine »Zweite Chance« erhalten,
um einen Schulabschluss nachholen oder eine
Ausbildung erfolgreich durchlaufen zu können.
• Wir wollen, dass das Bildungssystem 
durchlässiger wird
Wir wollen das Bildungssystem durchlässiger
machen. Die Zulassung zu Fachhochschulen und
Universitäten auf der Grundlage einer erfolgreich
abgeschlossenen Berufsausbildung soll im Hoch-
schulrecht grundsätzlich ermöglicht werden.
Die Weiterbildung wollen wir mittelfristig zur 4.
Säule des Bildungssystems machen und mit bun-
deseinheitlichen Rahmenbedingungen eine Wei-
terbildung mit System etablieren. Wir halten an
dem Ziel fest, mindestens 40 Prozent eines Alters-
jahrgangs für ein Hochschulstudium zu gewin-
nen. Deutschland braucht mehr Hochqualifizier-
te, um den wirtschaftlichen Anforderungen der
Zukunft Rechnung zu tragen. Das BAföG als Sozial-
leistung wird in seiner jetzigen Struktur zur Fi-
nanzierung des Lebensunterhalts erhalten; der
staatliche Zuschuss wird nicht reduziert. Ab-
schließend noch eine Original-Passage aus dem
Koalitionsvertrag: »Der Zusammenhalt und die
soziale Entwicklung unserer Gesellschaft, unser
Wohlstand und die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft hängen immer stärker davon ab, welchen
Stellenwert Bildung erhält. Bildung ist der ent-
scheidende Zukunftsfaktor für unser Land, aber
auch für die Chancen jedes einzelnen Menschen.«


